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Die Anzahl der Studenten stieg im gesamten Zeitraum seit
1990 deutlich an. Vor diesem Hintergrund entstand auch eine
Vielzahl privater Universitäten. Einige davon konnten eine
angemessene Hochschulbildung bieten, die meisten waren
jedoch, unabhängig davon, ob sie formal akkreditierte Univer-
sitäten waren oder nicht, einfach nur „Diplom-Fabriken“.

Obwohl also die Zahl der Studenten und Schüler an Hochschu-
len und Gymnasien in der Übergangsphase ständig stieg (was
zu Beginn einen Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit verhinder-
te), gibt es jetzt eine große Zahl von Universitätsabsolventen,
die Schwierigkeiten haben, Arbeit zu finden.

In letzter Zeit hat das Bildungsministerium Programme der „2.
Chance“ aufgelegt, aber deren „reale“ Ergebnisse lassen sich
jetzt noch nicht abschätzen. Unterdessen hat die Nationale
Behörde für Erwachsenenbildung ihre Aktivitäten neu struktu-
riert. Sämtliche im Laufe der gesamten Arbeitstätigkeit erwor-
benen Kenntnisse und Fertigkeiten sollen in der Arbeitswelt
anerkannt werden, unabhängig davon, wo sie erworben wur-
den. Jetzt setzt man bei der Berufsbildung auf Ausbildungsmo-
dule.

Die geänderte Fassung des Arbeitsgesetzbuchs, die arbeitgeber-
freundlicher sein soll als die frühere, sieht für die Arbeitgeber
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Gesamtbeschäftigung, Gesamtzahl der Rentner, 

Gesamtzahl der Studenten im Hochschulbereich (1990 = 100)
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Quelle: Daten des Nationalen Statistikbüros Rumäniens, bearbeitet von C. Ghinararu.

Abbildung 4 und 5: Gesamtbeschäftigung, Rentner und Hochschulstudenten
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weniger Verpflichtungen hinsichtlich der Berufsbildung vor. Die
meisten Arbeitnehmer sind derzeit in kleinen und mittelgroßen
Unternehmen beschäftigt. Es ist eine klare Tendenz zu erkennen,
Arbeitgeber aus dem Privatsektor zu meiden. Dies gilt beson-
ders für Menschen, die in kleinen und mittleren Provinzstädten
leben, wo es nur wenig große Arbeitgeber aus dem Privatsektor
(d. h. multinationale Unternehmen) gibt. Da die meisten Privat-
unternehmen keine Karrieremöglichkeiten bieten, besteht unter
jungen Menschen ein unverhältnismäßig starker – und unglück-
seliger – Trend zum öffentlichen Sektor, selbst wenn die dort
gebotenen Arbeitsplätze unter ihrem Qualifikationsstand liegen.

2.2 Arbeitsmarkt- und 

Beschäftigungspolitik

Der rumänische Arbeitsmarkt leidet unter dem starken Miss-
verhältnis von Angebot und Nachfrage. Das Arbeitskräfteange-
bot ist mehr als reichlich und gemessen an der unzureichenden
und manchmal sehr unattraktiven Nachfrage zuweilen auch
überqualifiziert. Abbildung 6 zeigt die Arbeitslosenquoten
zweier Altersgruppen im Vergleich.

Hinzu kommt, dass die meisten Arbeitgeber – mit Ausnahme
weniger multinationaler und staatlicher Arbeitgeber – wenig
interessiert scheinen, in ihr Personal zu investieren. Auch jun-
ge Menschen messen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten
am Arbeitsplatz wenig Wert zu. Für sie zählen diese nicht zu
den Kriterien einer guten Arbeitsstelle.

Die Karriereaussichten junger Menschen enden daher damit,
auf der steten Suche nach einem besseren Gehalt von einem
Job zum nächsten zu wechseln.

Zur Linderung dieser Probleme wurde eine Reihe von aktiven
Arbeitsmarktmaßnahmen entwickelt. Das rumänische Arbeits-
ministerium hat ein System der Beschäftigungsförderung ent-
wickelt, das auf junge Hochschulabsolventen zielt. In der Zeit
davor spielten aktive Arbeitsmarktmaßnahmen zur Förderung
der Jugendbeschäftigung eine eher untergeordnete Rolle. In
erster Linie ging es damals um Maßnahmen im Zusammen-
hang mit der Massenentlassung von Arbeitskräften und der
Linderung der sozialen Auswirkungen, welche die dringend
erforderliche, aber nichtsdestotrotz schmerzliche Neustruktu-
rierung nach sich zog.

Als sich die Massenumstrukturierung jedoch langsam ihrem
Ende näherte, rückte das 2002 beschlossene Arbeitslosenver-
sicherungsgesetz (Gesetz Nr. 76/2002) die jungen Menschen
(15- bis 24-Jährige) wieder ins Rampenlicht. Das Gesetz sieht
eine Reihe aktiver Arbeitsmarktmaßnahmen (AAM) vor, die
eigens darauf zugeschnitten sind, die Beschäftigungsfähigkeit
einer Gruppe zu verbessern, die anerkanntermaßen auf dem
Arbeitsmarkt benachteiligt ist. Mehrere Maßnahmen zielen
darauf ab, die Beschäftigungseignung der jungen Menschen –
und damit ihre Attraktivität für Arbeitgeber – zu steigern. Bei
den meisten Maßnahmen handelt es sich um Zuschüsse für
Arbeitgeber, die junge Universitätsabsolventen, als ausge-
grenzt geltende junge Menschen oder solche, die ihren
Pflichtmilitärdienst (Wehrpflichtsystem) abgeleistet haben,
anstellen.

Die Bestimmungen des Gesetzes 116/2002 (Antidiskriminie-
rungsgesetz) zielen eigens auf ausgegrenzte Gruppen junger
Menschen ab. Eine weitere Förderung für junge Menschen ist
im Lehrlingsgesetz (Gesetz Nr. 279/2005) niedergelegt, das
jüngst vom rumänischen Parlament verabschiedet wurde.
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Abbildung 6: Arbeitslosenquoten für die Altersgruppen 15 bis 24 Jahre 

und 25 bis 34 Jahre, 1994 bis 2004 

AKE-/IAO-Arbeitslosenquote und AKE-/IAO-Arbeitslosenquoten für die 15- bis 24-Jährigen 
(1980er Generation) und die 25- bis 34-Jährigen (1960er Generation)

Quelle: Daten des Nationalen Statistikbüros Rumäniens, bearbeitet von C. Ghinararu.
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Obwohl die meisten dieser Maßnahmen eine innovative Poli-
tik versprechen und zu begrüßen sind, bleibt das Problem
ihrer tatsächlichen Inanspruchnahme – sowohl durch die
Arbeitgeber als auch die jungen Menschen selbst. Keine 
Seite scheint es sehr eilig zu haben, dieses Angebot anzu-
nehmen und zu verwirklichen. Sogar die öffentliche Arbeits-
verwaltung schreckte vor ihnen zurück und gab stattdessen
so genannten „Zeitverträgen für öffentliche Arbeiten“ den
Vorzug, die nur wenig zur Verbesserung der Beschäftigungs-
fähigkeit beitragen. Für Studenten gibt es außerdem Firmen-
gründungskredite. In den Abbildungen 7 und 8 ist die

Teilnahme an aktiven Arbeitsmarktmaßnahmen von 2001 bis
2004 dargestellt.

Außerdem hat Rumänien im Januar 2005 für die Einkommen-
steuer einen Einheitssteuersatz von 16 % eingeführt. Dies soll
nicht nur die Investitionen in die Wirtschaft verstärken und
damit zur Steigerung der Gesamtbeschäftigung beitragen,
sondern auch bewirken, dass die rumänischen Arbeitskräfte –
vor allem die jüngsten unter ihnen – mehr Interesse zeigen,
Zweit- und Drittjobs anzunehmen und damit ihr Einkommen
zu steigern.
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Gesamtzahl der 15- bis 24-jährigen Teilnehmer an AAM sowie 

als Prozentsatz aller Teilnehmer an AAM
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Abbildung 7 und 8: 15- bis 24-jährige Teilnehmer an aktiven Arbeitsmarktmaßnahmen
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3 Problematische
Aspekte der
Jugendbeschäftigung
Das allerwichtigste Thema im Zusammenhang mit der Jugend-
beschäftigung in Rumänien ist die erhebliche Emigration im
Zusammenhang mit der Suche nach Arbeit im Ausland. Sie
bewirkt, dass Bildung und Ausbildung der jungen Menschen
nicht abgeschlossen werden. Im Falle der Auswanderer mit
Universitätsabschluss ist der Verlust für die Volkswirtschaft wie
auch für den Staatshaushalt verhältnismäßig größer. Ein wei-
terer Migrationskanal ist das Auslandsstudium.

Für Universitätsabsolventen und Studenten in Rumänien
besteht, wenn man den aktuellen und ganz kurzfristigen
Bedarf der rumänischen Volkswirtschaft betrachtet, weiterhin
das Problem der Überqualifizierung. Universitäten sollten die-
sem Aspekt mehr Aufmerksamkeit schenken.

4 Die Rolle der
Arbeitsmarktakteure
Nach etlichen Jahren der Reform ist es jetzt so, dass die Sozi-
alpartner und andere Arbeitsmarktakteure in den meisten
rumänischen Arbeitsmarktinstitutionen auf allen Ebenen mit-
wirken und aktiven Einfluss auf die Entscheidungen nehmen.
Sowohl die staatliche Arbeitsverwaltung als auch die Nationa-
le Behörde für Erwachsenenbildung sind paritätisch besetzt: In
ihren Vorständen finden sich sowohl auf nationaler als auch
auf regionaler („Judet“-Bezirk) und sogar auf lokaler Ebene
Vertreter sowohl der Gewerkschaften als auch der Arbeitge-
berverbände.

Hinsichtlich der Bildung genießen die Kommunen seit Mitte
der 1990er Jahre mehr Autonomie. Es wurden lokale und
regionale Konsortien gebildet, denen eine große Anzahl
Betroffener angehört und deren Hauptaufgabe es ist, regiona-
le und lokale Aktionspläne für die Systeme der beruflichen Bil-
dung auszuarbeiten und dann zu revidieren.

Indessen wurden die Bemühungen um die Verbesserung des
Systems der beruflichen Bildung unter Berücksichtigung der
neu gewonnenen Autonomie der Schulaktionspläne verstärkt.
Erstmals wurden die revidierten Pläne durch Fertigkeitspro-
gnosen substanziiert, die mit Phare-Finanzierung durch das
Nationale Arbeitsforschungsinstitut ausgeführt wurden. Der
Prognosezeitraum ist ähnlich wie der im Entwurf für Rumä-

niens ersten Nationalen Entwicklungsplan als Mitglied der
Europäischen Union (EU): 2007 bis 2013.

Die schwächsten Glieder in der gesamten Kette sind die Sozi-
alpartner und ihre Organisationen.Wenn sich die Sozialpartner
wirklich für die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit einset-
zen wollen, müssen sie sich grundlegend ändern. Es muss sich
eine „Koalition der Willigen“ in Rumänien bilden. Durch diese
Koalition werden sich die Arbeitsmarktakteure fundamentaler
engagieren und dadurch erkennen, welches die wahren volks-
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedürfnisse sind.

5 Schlussbemerkungen
Sowohl kurz- als auch längerfristig steht Rumäniens Jugend vor
einer Vielzahl von Problemen. Einige dieser Probleme werden
gelöst werden, wenn das Land der EU beitritt, doch der Beitritt
2007 wird auch eine Reihe neuer Probleme mit sich bringen.

Einige dieser Probleme, etwa diejenigen, welche die Rolle und
Entwicklung der Hochschulausbildung sowie die Rolle der
öffentlichen Arbeitsverwaltung und deren Maßnahmen betref-
fen, muss der Staat lösen. Die staatlichen Stellen werden der
ungesunden Aufblähung der staatlichen Hochschulen Grenzen
setzen und kleine Universitäten, die keine Leistung bieten,
schließen müssen. Außerdem werden sie eine Cluster-Bildung
rund um größere, effizientere Universitäten fördern müssen,
die sowohl Mengen- als auch Verbundvorteile ermöglichen.

Außerdem müssen die staatlichen Stellen mehr Wettbewerb
fördern, indem sie den Markt so weit wie möglich für Neulin-
ge öffnen und bestehende Monopole abbauen sowie die
Deregulierung weiter vorantreiben. Dies wird zu einem ausge-
glicheneren Verhältnis zwischen Inlandsnachfrage und Arbeits-
kräfteangebot beitragen. Das bisherige Missverhältnis hat zu
einer nie zuvor gesehenen Auslandsemigration geführt, von
welcher in unverhältnismäßig hoher Zahl junge Menschen
betroffen sind. Damit wird sichergestellt, dass das Wirtschafts-
wachstum weiter schnell zulegt, wodurch wiederum Arbeits-
plätze geschaffen werden.

Die für die Beschäftigungsförderung zuständigen staatlichen
Stellen müssen sich eingestehen, dass die subventionierte
Beschäftigung gescheitert ist. Diese Politik muss aufgegeben
werden, da sie nur diejenigen fördert, die Investitionen scheu-
en und staatliche Gelder dazu nutzen, ihre Kosten zu senken.
Ersetzt werden sollte sie durch eine Politik, die Anreize dafür
setzt, Personen nachweislich weiterzubilden.

Die Arbeitsmigration wird auch künftig ein Charakteristikum
und Problem der Jugendbeschäftigung bleiben. Dieses Thema ist

191EBO-Bericht vom Herbst 2005
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sehr vorsichtig anzugehen. Der Staat wird seine Rolle als Akteur
im Markt für Arbeitseinsätze im Ausland aufgeben müssen.
Stattdessen sollte er sich darauf konzentrieren, ein System der
Migrationsstatistiken zu entwerfen und gemeinsam mit den hier
tätigen Betreibern einzuführen, das bestimmte betriebliche Min-
destanforderungen für derartige Stellenvermittlungen vorsieht.

Obwohl in den letzten Jahren bereits viel zur Förderung der
Jugendbeschäftigung getan wurde, ist noch mehr zu tun. Maß-
nahmen im Bereich der staatlichen Dienste – einschließlich des
Bildungssektors – wie auch die Marktöffnung und der Aufbau
von „Koalitionen der Willigen“ auf kommunaler Ebene werden
das Land in die Lage versetzen, sein Potenzial maximal zu nut-
zen. Dies kann nur gelingen, wenn die jungen Menschen, die das
dynamischste Segment der erwerbsfähigen Bevölkerung sowie
der Gesamtbevölkerung darstellen, in großer Zahl in den Arbeits-
markt einbezogen werden – vorzugsweise auf formellem Wege.
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1 Trends
1.1 Hauptindikatoren für 

die Beschäftigungssituation

In der Türkei ist die Arbeitsmarktsituation für junge Menschen,
ähnlich wie in der Europäischen Union (EU), nach wie vor
schwierig. In den türkischen Städten stieg die Jugendarbeitslo-
senquote von 22,4 % im Jahr 2001 auf 25,2 % in den Jahren
2003 und 2004 (die entsprechenden Zahlen für die EU-25
waren 17,5 % für 2001 und 18,3 % für 2003) (189).

Anders als in der EU ist jedoch die Lage junger Frauen in städ-
tischen Gebieten der Türkei besorgniserregend. Deren Arbeits-
losenquote stieg von 27,8 % im Jahr 2001 auf 29,6 % im Jahr
2004 (insgesamt lag die Arbeitslosenquote der Frauen in städ-
tischen Gebieten bei 16,6 % im Jahr 2001 und 17,9 % im Jahr
2004). Die Arbeitslosenquote männlicher Jugendlicher in türki-
schen Städten stieg von 20,1 % im Jahr 2001 auf 23,3 % im
Jahr 2004 (insgesamt lag die Arbeitslosenquote der Männer in
städtischen Gebieten bei 10,3 % im Jahr 2001 und 12,5 % im
Jahr 2004). In der Zeit von 2002 bis 2004 stagnierte die
Jugendarbeitslosenquote (190) auf hohem Niveau (9 % im Ver-
gleich zu 8 % für EU-25).

Auch die Arbeitsmarktbeteiligungsquote der städtischen
Jugend ist niedrig: 2004 betrug sie für Frauen nur 21,3 % und
für Männer 49,5 % (insgesamt betrug die Jugendbeteiligungs-
quote 35,2 %). Diese Zahlen lassen vermuten, dass den jungen
Menschen der entscheidende Übergang von der Schule auf den
Arbeitsmarkt nicht leicht fällt. Die Altersgruppe der 15- bis 24-
Jährigen hat im Vergleich zum Rest der Bevölkerung die ungüns-
tigsten Beteiligungs- und Arbeitslosenquoten. Fast 40 % der
jungen Arbeitslosen sind auf der Suche nach der ersten Anstel-
lung. Dieser Anteil ist in den letzten Jahren konstant geblieben.

Es gibt keine quantitativen Belege, die darauf hindeuten, dass
die Jugendbeschäftigung in höherem Maße von Niedriglöhnen

oder Zeitarbeitsverträgen betroffen ist, welches allgemeine
Arbeitsmarktprobleme sind. Bei der Jugendbeschäftigung ist
das Hauptproblem der Übergang von der Schule zur Arbeit.

1.2 Bildung und Migration

Die Türkei hat ein im Durchschnitt gering gebildetes Human-
kapital: Im Mittel kann die allgemeine Bevölkerung nur
sechs Jahre formaler Bildung vorweisen. Die Situation wird
jedoch allmählich besser, insbesondere seit Einführung der
achtjährigen Schulpflicht. Der Rückgang der ländlichen
Bevölkerung sowie der damit verbundene Zugang zu den in
den Städten bestehenden schulischen Chancen werden
ebenfalls zur Besserung der Lage beitragen. In nächster Zeit
wird es jedoch die meisten Jobs in den Dienstleistungs- und
Einzelhandelssektoren geben, in denen niedrige Löhne
gezahlt werden.

Die Jugendbeschäftigung wird für die Türkei zu einem immer
drängenderen Problem, da die Erwerbsquote für junge Stadt-
bewohner, insbesondere Frauen, wahrscheinlich gegenüber
dem derzeit niedrigen Stand steigen wird.

Die Türkei wird wahrscheinlich einen rapiden Urbanisierungs-
prozess durchmachen. Wenn die Agrarsubventionen auslau-
fen, wird die Migration in städtische Gebiete weiter
zunehmen. Darüber hinaus steigt aufgrund der Schulpflicht-
verlängerung der Bildungsstand. Der höhere Bildungsstand
wird dazu beitragen, dass die Erwerbsquote für beide
Geschlechter steigt.

Zieht man jedoch das Beschäftigungswachstum in Betracht, so
wird das Tempo, in welchem neue Stellen geschaffen werden
(in den 1990er Jahren weniger als 1 % jährlich; Ercan, 2003),
möglicherweise nicht mit dem Zustrom der Beschäftigungssu-
chenden mithalten können. Bislang hat die Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter seit den späten 1980er Jahren jedes Jahr
um 2,2 % zugenommen (Ercan, 2003), und die Arbeitslosen-
quote ist stetig gestiegen.
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(189) Türkische Arbeitsmarktforscher verwenden lieber die Zahlen für den städtischen Arbeitsmarkt, um aussagekräftigere Ver-
gleiche mit der EU anstellen zu können. Von der erwerbsfähigen Gesamtbevölkerung, die sich 2004 auf 24,3 Millionen Per-
sonen belief, lebten 10,6 Millionen (43,5 %) in ländlichen Gebieten (definiert als Einwohnerzahl unter 20 000). Etwa ein
Drittel der Gesamtbeschäftigtenzahl entfällt auf den Landwirtschaftssektor, zumeist auf ländliche Gebiete. Alle in diesem
Bericht verwendeten Zahlen entstammen der Website des türkischen Statistikamts (www.die.gov.tr).

(190) Die Jugendarbeitslosenquote ist definiert als Anteil der arbeitslosen jungen Menschen (im Alter von 15 bis 24 Jahren) an
der Gesamtbevölkerung derselben Altersgruppe.
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2 Derzeitiger
Meinungsstand der
Entscheidungsträger:
keine direkten
Maßnahmen
Die türkischen Politiker erkennen an, dass mehr Stellen
geschaffen werden müssen, insbesondere für die jungen Men-
schen in den Städten. Bislang wurde dem jedoch wegen der
fragilen und volatilen Wirtschaftsbedingungen kein hoher Stel-
lenwert beigemessen. In letzter Zeit hat das Restrukturierungs-
und Stabilisierungsprogramm stabileres Wachstum und gerin-
ge Inflation gebracht. Der Preis für diesen wirtschaftlichen
Erfolg war jedoch die Beschäftigungssituation. Die Arbeitslo-
sigkeit ist langsam gestiegen und hat dann bis vor kurzem sta-
gniert. Die geschaffenen Stellen entstanden vorwiegend im
informellen Sektor.

Die Qualität der Grund- und Berufsausbildung sowie die
Jugendbeschäftigung sind nach wie vor kein vorrangiges poli-
tisches Anliegen. Zurzeit hofft man, dass die neue Konjunktur-
initiative im Bausektor günstige Nebeneffekte hinsichtlich der
Beschäftigungslage junger Männer in städtischen Gebieten
erzielen wird. Durch Anreize für eine Erholung im Bausektor
dürfte die Anzahl der ungelernten jungen Männer in bezahlten
Beschäftigungsverhältnissen einige Jahre lang steigen.

3 Maßnahmen 
zur Förderung der
Jugendbeschäftigung
Obwohl keine besonderen Maßnahmen zur Förderung der
Jugendbeschäftigung ergriffen wurden, können die jungen
Menschen an allgemeinen Bildungs- und Schulungsmaßnah-
men und Maßnahmen einer aktiven Arbeitspolitik teilnehmen.

3.1 Bildungs- und Ausbildungspolitik

Die Türkei hat eine sehr kurze Schulpflicht (acht Jahre). Grund
dafür ist der hohe Anteil der Landwirtschaft an der Beschäfti-
gung, wo von jungen Menschen aus Bauernfamilien die Mitar-
beit erwartet wird.

Schulabbrecher scheinen in der Türkei, was die Schulpflicht
angeht, kein schwer wiegendes Problem darzustellen. Es gibt
jedoch Hinweise, welche auch durch die Ergebnisse der lan-
desweiten Universitätsaufnahmeprüfungen in großem Maße
bestätigt werden, dass es hinsichtlich der Bildungsqualität
enorme regionale Unterschiede gibt.

System der beruflichen Bildung

Eine Überprüfung des türkischen Systems der beruflichen Bil-
dung und Ausbildung wies darauf hin, dass es eine engere Ver-
bindung zwischen den Anforderungen des Arbeitsmarktes und
den von den Berufsschulabgängern erworbenen Fähigkeiten
geben muss (191). Die Studie empfahl, das Angebot an berufli-
cher Ausbildung effizienter zu gestalten, die institutionellen
Kapazitäten auszubauen und die Weiterbildung, insbesondere
für kleine und mittelgroße Unternehmen, zu verbessern. Spä-
tere Studien (Akpinar und Ercan, 2003; Corradini et al., 2004)
haben diese Empfehlungen wiederholt, doch bislang sind
wenig Fortschritte zu melden. Zum Teil liegt dies an der insti-
tutionellen Gliederung des türkischen Bildungssystems.

Die religiösen Berufsschulen sind Teil des türkischen Berufs-
schulsystems. Obwohl es an diesen Schulen früher nur sehr
wenige Schülerinnen gab, nehmen diese jetzt mehr Frauen auf.
Die Zahl der Schülerinnen an diesen Schulen ist jetzt genauso
hoch wie an den allgemeinen Sekundarschulen (Ercan, 2003).
Im Grunde sind diese jetzt normale Sekundarschulen, jedoch
mit einem hohen Anteil an Religion im Lehrplan.

Von 1999 bis 2000 wurden neue Richtlinien für die landeswei-
ten Universitätsaufnahmeprüfungen erlassen, durch welche es
für Berufsschulabgänger fast unmöglich war, ihre Ausbildung
in Fächern fortzusetzen, bei denen kein Zusammenhang zu
dem an der Berufsschule Gelernten bestand. 1996/97 hatten
die religiös ausgerichteten Schulen mehr als 68 000 Schüler.
Dies entsprach einem Anteil von 27,5 % der Schüler an Berufs-
und technischen Schulen. 2000/2001 war die Zahl auf
18 000 gefallen, also nur noch etwa 7 % der Gesamtzahl.

Auf das technische und berufliche Bildungssystem entfallen
derzeit 36 % der Sekundarschüler. Diese Zahl ist seit 2000
unverändert. Obwohl die Entwicklungspläne vorsahen, dass
der Anteil der Berufs- und Technikschulen am Sekundarschul-
system 65 % betragen sollte, wurde dieses Ziel nicht erreicht.

Das türkische System der beruflichen und fachlichen Bildung
hat eine starke organisatorische Infrastruktur und regionale
Reichweite (Akpinar und Ercan, 2003). Es ist kostenlos, und
geringverdienende Familien bevorzugen dieses System, damit
ihre Kinder schnell Fähigkeiten erwerben, die auf dem Arbeits-
markt gefragt sind. Eine Schwäche ist die fehlende strategi-
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sche Planung seitens der Behörden (Ercan, 2003; Corradini et
al., 2004) (191). Das Ministerium für nationale Bildung legt bei
der Lehrplanentwicklung weder Arbeitsmarktprognosen noch
Qualifikationsbedarfsanalysen zugrunde.

Der Übergang in die Arbeitswelt ist jedoch problematisch. Bei
den Absolventen ist die Arbeitslosigkeit höher als bei der
Gesamtzahl der Arbeitslosen (im Jahr 2002 13,5 % im Ver-
gleich zu 11,4 %, Tunali et al., 2004). Darin spiegelt sich der
Umstand wider, dass die Qualifikationen der Absolventen nicht
den Arbeitsmarktanforderungen entsprechen.

Anknüpfung der Ausbildung an die Arbeitserfahrung

Die Türkei verfügt über ein etabliertes System der Lehrlings-
ausbildung. Es umfasst eine theoretische und praktische Aus-
bildung für junge Menschen, die nach ihrer Pflichtschulzeit von
einem Arbeitgeber angestellt werden, um einen Beruf zu erler-
nen. Zwischen 1997 und 2001 nahmen 620 000 junge Men-
schen an Ausbildungskursen teil, die vom Ministerium für
nationale Bildung organisiert waren. 2001 gab es im gesam-
ten System der beruflichen Bildung und Ausbildung etwa
250 000 Schüler, von denen ungefähr die Hälfte eine Lehrlings-
ausbildung machte (Tunali et al., 2004).

In das System der beruflichen Bildung und Ausbildung sind
Unternehmen und Sozialpartner einbezogen. Die Unternehmen
sind für die praktische Lehrlingsausbildung zuständig. Firmen,
die Lehrlinge beschäftigen, müssen einen ausbildungsbefähig-
ten Meister haben. Beschäftigt das Unternehmen zehn oder
mehr Lehrlinge, muss es eine Ausbildungsabteilung einrichten.
Für die Beschäftigung von Absolventen der Lehrlingsausbil-
dung gibt es keine besonderen Fördermechanismen.

Die einzige Studie, welche die Beschäftigungssituation derjenigen
untersuchte, die eine Lehrlingsausbildung absolviert hatten, wur-
de 1997 vom Ministerium für nationale Bildung durchgeführt. In
dieser Studie gaben 89 % der Befragten an, dass sie nach dem
Abschluss eine bezahlte Beschäftigung gefunden hatten. Ein
signifikanter Anteil (40 %) wurde von dem Unternehmen weiter-
beschäftigt, in dem er seine Ausbildung gemacht hatte. 36 % der
Antwortenden fanden Arbeit über Freunde und Bekannte.

3.2 Arbeitsmarkt- und 

Beschäftigungspolitik

Angesichts der Größe des türkischen Arbeitsmarktes (24,3 Mil-
lionen; Gesamtarbeitslosenquote von 10,4 %) ist die institu-

tionelle Kapazität der türkischen Arbeitsverwaltung (ISKUR)
unzureichend. Zurzeit hat ISKUR 3062 Mitarbeiter, und 80 %
des Budgets werden für die Gehaltszahlungen für das eigene
Personal verwendet.

Einige der ISKUR-Büros werden zurzeit im Rahmen des Pro-
gramms „Aktive Arbeitsmarktstrategie“ modernisiert. Außer-
dem soll ISKUR in die Lage versetzt werden, eine nationale
Beschäftigungsstrategie und einen nationalen Aktionsplan zu
entwickeln. Zurzeit verfügt die Türkei weder über das eine
noch über das andere.

Für Unternehmen gibt es keine steuerlichen oder gesetzlichen
Anreize für die Anstellung junger Menschen oder die Schaf-
fung zusätzlicher Arbeitsplätze für diesen Personenkreis. In
manchen Provinzen, in denen das Pro-Kopf-Einkommen weni-
ger als 1200 EUR jährlich beträgt, werden Subventionen
gezahlt. Dies betrifft vorwiegend den Osten und Südwesten
der Türkei.

Aktive Arbeitsmarktprogramme

Bei den aktiven Arbeitsmarktprogrammen in der Türkei han-
delt es sich um Schulungsprogramme. Die wichtigste derartige
Initiative war das im Januar 2005 aufgelegte Programm „Akti-
ve Arbeitsmarktstrategie“, in dessen Rahmen von der EU und
ISKUR 245 Projekte gefördert werden. Entwickelt wurde es seit
2003 in Reaktion auf das Problem der Arbeitslosigkeit in der
Türkei (192).

Im Rahmen dieser Initiative wurde das Förderprogramm
„Neue Chancen“ entwickelt (193). Etwa 32 Mio. EUR wurden
für umfangreiche Schulungs- und Auffrischungskurse für
bestimmte Zielgruppen zur Verfügung gestellt, um deren
Fähigkeiten und damit die Beschäftigung auf lokaler Ebene zu
steigern. Die Zielgruppen sind junge Arbeitslose, arbeitslose
Frauen, Langzeitarbeitslose, bei ISKUR gemeldete Personen,
Migranten aus ländlichen Gebieten sowie alle sonstigen
Arbeitslosen. Junge Arbeitslose sind somit eine der sieben Ziel-
gruppen dieses Programms, bei dem es sich um die wichtigste
Maßnahme aktiver Beschäftigungspolitik handelt, die es
jemals in der Türkei gegeben hat.

Ein weiteres wichtiges Programm im Rahmen der aktiven
Beschäftigungspolitik von ISKUR zielt auf Arbeitskräfte ab,
die nach einer Privatisierung arbeitslos werden. Diese
haben zehn Monate Anspruch auf Arbeitslosengeld. In die-
ser Zeit werden sie in Schulungsprogrammen ihrer Wahl
umgeschult.
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(191) Die Hauptbehörde ist das Ministerium der nationalen Bildung, welches für die Ausbildung von Facharbeitern, Technikern,
Lehrlingen und anderen Arbeitskräften aus den Bereichen Industrie, Tourismus und Handel zuständig ist. Im tertiären Sek-
tor ist der Rat für Höhere Bildung für die technischen Ausbildungszentren zuständig, welche als Teil der Universitäten im
ganzen Land aufgebaut wurden.

(192) http://www.iskurabprojesi.org.
(193) www.iskurabprojesi.org.
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Die vorläufige Qualitätsüberprüfung der aktiven Beschäfti-
gungspolitik fiel gemischt aus. Positiv ist, dass die Türkei jetzt
eine Einrichtung wie ISKUR hat, die das Ansehen der Sozial-
partner genießt. ISKUR war an zwei wichtigen Schulungspro-
grammen beteiligt. Das Bewusstsein der Sozialpartner für
Arbeitslosigkeit und Jugendarbeitslosigkeit ist gestiegen. Wie
jedoch bereits erwähnt, ist ISKUR gemessen am erheblichen
Arbeitslosenproblem der Türkei institutionell unzureichend
ausgestattet.

Darüber hinaus ist es der Türkei immer noch nicht gelungen,
ihr Gemeinsames Bewertungspapier sowie den Nationalen
Aktionsplan für Beschäftigung vorzulegen, und sie hat auch
noch keine Beschäftigungsstrategie entwickelt. Ohne diese
werden die Bemühungen um Maßnahmen einer aktiven
Beschäftigungspolitik ineffektiv und isoliert bleiben.

4 Die Rolle der
Arbeitsmarktakteure
Ohne eine Beschäftigungsstrategie ist es schwer, gemeinsam
mit den Sozialpartnern über einen koordinierten politischen
Ansatz für die Jugendbeschäftigung zu sprechen. Dennoch: In
der Türkei gibt es eine lange Tradition der offenen Kommuni-
kation zwischen den Arbeitsmarktakteuren und der Regierung.
Sowohl die formellen (der Wirtschafts- und Sozialrat) als auch
die informellen Kommunikationskanäle (regelmäßige Konfe-
renzen, Meetings mit ausgewählten Vertretern) stehen offen.

Außerdem werden die wichtigen arbeitsmarktpolitischen
Dokumente in der Regel im Konsens verfasst. An der Entwick-
lung eines koordinierten politischen Ansatzes für die Jugend-
beschäftigung müssen alle Betroffenen mitwirken. Die Mittel
des Europäischen Sozialfonds werden den Sozialpartnern ein
Anreiz sein, zu wichtigen Projekten im Rahmen der aktiven
Beschäftigungspolitik beizutragen oder solche selbst zu
gestalten. Die Delegierung der Arbeit an lokale Ausschüsse, die
mit den Ressourcen der Provinzen und der lokalen ISKUR-Stel-
len arbeiten, könnte eine schnelle Reaktion auf die sich
ändernden Anforderungen zur Folge haben.

Durch das weit verbreitete System der Lehrlingsausbildung sind
die türkischen Arbeitgeber schon seit langem an Beschäfti-
gungssystemen beteiligt. Im Betrieb ausgebildete Lehrlinge und
Gesellen sind möglicherweise interessiert, ihre Ausbildung
durch das vom Ministerium für nationale Bildung angebotene
System der beruflichen Bildung und Ausbildung zu vertiefen und
ein Berufsschuldiplom zu erwerben. Nach Angaben des Ministe-
riums für nationale Bildung bestanden 2002/2003 38 200 Perso-
nen die Gesellen- und 31 000 Personen die Meisterprüfung.

5 Schlussbemerkungen
Die Aussichten für die Jugendbeschäftigung in der Türkei sind
nicht gut. Die Lage in der Türkei unterscheidet sich insofern
von der in der EU, als es für junge Türkinnen schwieriger ist,
eine formelle Anstellung zu finden.

Die türkischen Politiker sehen das Ausmaß der Jugendarbeits-
losigkeit, haben jedoch keine speziellen Maßnahmen zu ihrer
Bekämpfung ergriffen. Möglicherweise wird der Stellenwert
dieses Themas jedoch steigen, wenn die anderen makroökono-
mischen Probleme schwinden.

Der geringe Bildungsstand des Humankapitals in der Türkei
könnte darauf hindeuten, wie wichtig Maßnahmen einer
aktiven Beschäftigungspolitik für bestimmte Zielgruppen,
insbesondere auch für junge Menschen, sind. Möglicherwei-
se wäre das jedoch nicht der effizienteste Einsatz der zur
Verfügung stehenden Ressourcen. Ungelernte, nicht qualifi-
zierte Arbeitskräfte, denen es noch an Grundkenntnissen
fehlt, sind möglicherweise nicht die Gruppe, die am meisten
von Projekten einer aktiven Beschäftigungspolitik profitie-
ren könnte.

Jedenfalls werden die strategischen Entscheidungen über die
Verteilung der Mittel auf die Zielgruppen von den Politikern
und Sozialpartnern getroffen, die in der Türkei schon lange
zusammenarbeiten.

Die wichtigste Priorität sollte derzeit die endgültige Formulie-
rung einer Beschäftigungsstrategie sein. Zielgerichtete Maß-
nahmen zur Steigerung der Jugendbeschäftigung sind nur
sinnvoll, wenn sie im Rahmen eines nationalen Aktionsplans
erfolgen.
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1 Trends

Beschäftigungslage

Zwischen 2001 und 2004 lag die Beschäftigungsquote (195) der
Jugendlichen bei etwa 56 %. Die Mehrheit von ihnen besucht
bis zum 18. Lebensjahr eine Schule, weshalb die Beschäfti-
gungsquote der 16- bis 18-Jährigen deutlich unter derjenigen
der 19- bis 24-Jährigen liegt. Etwa ein Drittel der 16- bis 18-
Jährigen und zwei Drittel der 19- bis 24-Jährigen gehen einer
Beschäftigung nach. Die Beschäftigungszahlen umfassen Voll-
und Teilzeitarbeit. Die Beschäftigungsquote der Jugendlichen
ist von 57,1 % im Jahr 2002 auf 54,4 % im Jahr 2004 zurück-
gegangen (Abbildung 1) und sank damit deutlicher als die der
Erwachsenen (25 bis 64 Jahre).

Junge Arbeitnehmer arbeiten vorwiegend in Dienstleistungs-
berufen und als Verkäufer in Geschäften und auf Märkten. Die-
se Beschäftigungsbereiche konnten in den letzten Jahren
einen Zuwachs verzeichnen. Rund 13 % der jungen Arbeitneh-
mer arbeiten im Handwerk oder ihm verwandten Bereichen
und 12 % arbeiten in „Elementarberufen“.

Ungefähr die Hälfte der jungen Beschäftigten arbeitet Teilzeit. In
der Altersgruppe der 25- bis 64-Jährigen liegt diese Quote bei
22 %. Etwa 60 % der Teilzeitbeschäftigten arbeiten in Dienstleis-
tungsberufen und als Verkäufer in Geschäften und auf Märkten
und 17 % in „elementaren“ Berufen. In der Altersgruppe der 
16- bis 18-Jährigen gehen 85 % einer Teilzeitbeschäftigung nach
(sie verbinden Arbeit mit Schule). Unter den jungen Menschen ist
der Anteil an Teilzeitarbeit von 48,7 % im Jahr 2001 auf 53,7 %
im Jahr 2004 angestiegen. In besonderem Maße trifft dies auf die
19- bis 24-Jährigen (von 39,4 % auf 45,1 %) und auf die Frauen
dieser Altersgruppe zu (von 50,8 % auf 59,2 %) (Abbildung 1).

Nahezu 30 % der jungen Beschäftigten arbeiten in befristeten
Arbeitsverhältnissen, was nur auf 7 % der Erwachsenen zutrifft.

Arbeitslosigkeit

Legt man die Zahlen der bei den Arbeitsämtern als arbeitslos
gemeldeten jungen Leute zugrunde, stieg die Arbeitslosenquo-
te (196) der Jugendlichen zwischen 2001 und 2004 von 3,8 %
auf 5,4 % an (Abbildung 2). Die Arbeitskräfteerhebung (AKE)
verzeichnet dagegen einen Anstieg von 10,6 % auf 11,6 %.
Die abweichende Quote ist darauf zurückzuführen, dass sich
junge Menschen seltener arbeitslos melden, wenn sie mit Pro-
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Abbildung 1: Jugendbeschäftigungsquoten 2001-2004
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blemen bei der Arbeitssuche konfrontiert sind.Viele versuchen,
Arbeit und Ausbildung miteinander zu verbinden, und die meis-
ten haben kein Anrecht auf Arbeitslosengeld.

Unter den 16- bis 18-Jährigen liegt die Arbeitslosenquote der
Männer und der Frauen laut AKE bei etwa 20 %. Unter 20- bis
24-jährigen Männern stieg der Anteil der registrierten Arbeitslo-
sigkeit von 5,3 % im Jahr 2001 auf 8,3 % im Jahr 2004. Die AKE
ergab einen ähnlichen Trend, der Anstieg war jedoch geringer.

Die Arbeitslosenquote sinkt mit dem Anstieg des Bildungsni-
veaus. Bei Jugendlichen mit einem Bildungsstand unterhalb
der Sekundarstufe II lag sie 2001 bei 19 %. Für diejenigen mit
einem Abschluss der Sekundarstufe II (ohne tertiären Bil-
dungsabschluss) lag die entsprechende Quote 2001 bei 7,4 %
und stieg 2003 und 2004 auf 9,2 % an.

Der Jugendarbeitslosenanteil an der Bevölkerung stieg von
6,7 % im Jahr 2001 auf 7,1 % im Jahr 2004. Die der Männer
ist höher als die der Frauen. Langzeitarbeitslosigkeit (zwölf
Monate und länger) ist unter Erwachsenen häufiger anzutref-
fen als unter jungen Menschen. Nur 0,3 % der Jugendlichen
unter 20 Jahren waren 2004 und 2005 von Langzeitarbeitslo-
sigkeit betroffen. Bei den 20- bis 24-Jährigen sank der Anteil
von 4,8 % im Jahr 2003 auf 2,7 % im Jahr 2005.

Der Anteil der Unterbeschäftigung bei Jugendlichen mit Teilzeitar-
beitsverhältnis stieg zwischen 2001 und 2004 von 12,9 % auf 
17,7 %. Dieser Trend betraf alle Altersgruppen. Unter den 25- bis 
64-Jährigen stieg der entsprechende Anteil von 11,9 % auf 16,8 %.

Löhne

Der Stundenlohn für Arbeitnehmer in der Altersgruppe der 
16- bis 24-Jährigen liegt unter dem der 25- bis 64-Jährigen.

1999 erhielten Jugendliche durchschnittlich 75 % des Stun-
denlohns eines Erwachsenen, zwischen 2000 und 2002 lag
dieser Prozentsatz bei 72 %. Der Stundenlohn der 16- bis 
18-Jährigen lag zwischen 2000 und 2002 bei ca. 60 % des
Stundenlohns eines Erwachsenen.

1999, 2001 und 2002 erhielten junge Menschen mit Teilzeitar-
beitsverhältnis einen niedrigeren Stundenlohn als junge Men-
schen insgesamt. Die Löhne der jungen Arbeitnehmer mit
befristetem Vertrag liegen über denen der jungen Teilzeitkräf-
te, aber unter dem Durchschnittslohn für junge Menschen ins-
gesamt. Im Vergleich zur Situation bei den Erwachsenen sind
bei jungen Menschen die Lohnunterschiede zwischen sämtli-
chen Arbeitsstellen, Teilzeitstellen und befristeten Arbeitsver-
hältnissen gering (Abbildung 3).

Mobilität

Etwa 70 % der jungen Menschen mit dauerhafter Arbeitsstel-
le im Jahr 2002 waren auch ein Jahr später noch in einem dau-
erhaften Arbeitsverhältnis. Rund 10 % arbeiteten mit einem
befristeten Vertrag, und 17 % waren ohne Beschäftigung. Von
den Jugendlichen, die 2002 mit einem befristeten Vertrag
arbeiteten, hatten 42 % ein Jahr darauf einen dauerhaften
Arbeitsvertrag. Fast 30 % hatten ein Jahr später nach wie vor
einen befristeten Vertrag, und 23 % waren ohne Beschäfti-
gung. Diese Zahlen galten auch für 2003.

Von den Jugendlichen, die 2002 ohne Arbeitsstelle waren, hat-
ten 21 % ein Jahr später einen dauerhaften Arbeitsvertrag,
15 % einen befristeten Vertrag, und 64 % waren noch ohne
Beschäftigung. Von denen, die eine Arbeit aufgenommen hat-
ten, arbeiteten mehr als 40 % mit befristetem Arbeitsvertrag.
Befristete Verträge scheinen für junge Menschen eine typische
Form des Einstiegs in den Arbeitsmarkt zu sein.
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Abbildung 2: Jugendarbeitslosigkeit 2001-2004
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Die Hälfte der jungen Leute, die 2002 arbeitslos waren,
hatte ein Jahr später eine Arbeitsstelle gefunden, 18 %
waren arbeitslos, hatten aber möglicherweise im Laufe des
Jahres vorübergehende Jobs angenommen, und 33 % nah-
men nicht am Arbeitsmarkt teil. Gemessen an der Gesamt-
bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (16 bis 64 Jahre) ist
die Übergangsquote der jungen Menschen in ein Beschäf-
tigungsverhältnis sehr niedrig (49,3 % im Vergleich zu
92,2 %). Der Anteil, der aus der Erwerbsbevölkerung aus-
scheidet, ist allerdings hoch (32,7 % im Vergleich zu
6,0 %), was größtenteils auf den Wechsel ins Bildungswe-
sen zurückzuführen ist. Die Tendenz, nach einem Jahr
arbeitslos zu sein, ist ebenfalls hoch (18,0 % im Vergleich
zu 1,9 %).

Chancengleichheit

Junge Frauen erhalten etwa 90 % des Stundenlohns der jun-
gen Männer. Zwischen 1999 und 2002 ist der Unterschied
von 87 % auf 95 % zurückgegangen. Die Verdienstunter-
schiede zwischen Männern und Frauen sind bei jungen Men-
schen geringer als bei Erwachsenen. Der Stundenlohn der
erwachsenen Frauen liegt bei 85 % des Verdienstes von
Männern.

Die Beschäftigungsquote der Männer lag 2001 um 2,7 Pro-
zentpunkte höher als die der Frauen. Sowohl die Zahl der regis-
trierten Arbeitslosen als auch die der AKE ergaben für die 
Jahre 2001 bis 2004, dass die Arbeitslosenquote der jungen
Männer höher lag als die der jungen Frauen.

Einwanderer

Der Prozentsatz der arbeitslos gemeldeten Einwanderer
(gemessen an der Erwerbsbevölkerung) variiert je nach Her-
kunftsland. Einwanderer aus Afrika weisen dabei in der Alters-
gruppe der 16- bis 24-Jährigen in Norwegen die höchste
Arbeitslosenquote auf. Im 4. Quartal 2001 lag die Quote bei
12,1 % und stieg bis zum Vergleichsquartal des Jahres 2004
auf 17,1 % an. Die entsprechende Quote der Einwanderer aus
Mittel- und Südamerika stieg von 11,0 % auf 12,0 %, die der
Einwanderer aus Osteuropa von 8,5 % auf 10,5 %, die der Ein-
wanderer aus Asien von 9,1 % auf 11,8 % und die der Einwan-
derer aus nördlichen Ländern von 3,0 % auf 5,3 %.

Die Zahlen für afrikanische Einwanderer im Alter von 19 bis
24 Jahren stiegen zwischen dem 4. Quartal 2001 und dem ent-
sprechenden Quartal 2004 von 13,5 % auf 18,1 %. In der
Gruppe der Einwanderer aus Mittel- und Südamerika stieg die-
ser Anteil von 11,6 % auf 12,8 %, unter osteuropäischen Ein-
wanderern von 9,3 % auf 11,4 %, unter den Einwanderern aus
Asien von 9,9 % auf 12,7 % und für Einwanderer aus nördli-
chen Ländern von 2,9 % auf 5,5 %. In dieser Altersgruppe
(19 bis 24 Jahre) waren die Zahlen der männlichen Einwande-
rer immer schlechter als die der Frauen.

Ein Grund für die unterschiedlichen Quoten liegt bei bestimm-
ten Minderheiten in der Länge des Aufenthalts in Norwegen.
Der derzeitige Anteil der Flüchtlinge aus Afrika und besonders
aus Somalia liegt über dem Anteil der Flüchtlinge aus anderen
nichtwestlichen Ländern.
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Abbildung 3: Stundenlöhne der Arbeitnehmer: Junge Menschen (16-24 Jahre) und

Erwachsene (25-64 Jahre), in Teilzeit oder befristeten Arbeitsverhältnissen, 1999-2002 
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2 Maßnahmen 
zur Förderung der
Jugendbeschäftigung
2.1 Bildungs- und Ausbildungspolitik

Etwa 90 % der 16- bis 18-Jährigen besuchten im Herbst 2003
die Sekundarstufe II (Abbildung 4). Etwa 95 % der 16-Jährigen
setzen ihre Schulbildung nach dem Abschluss der Sekundar-

stufe I fort. Das Schulsystem ist das wichtigste Mittel zur Vor-
bereitung der jungen Menschen auf den Arbeitsmarkt.

Der Anteil der Schüler der Sekundarschule II, deren Elternteile
beide ausländischer Herkunft sind, entspricht in etwa dem
Gesamtanteil der jungen Menschen, die diese Schulform in Nor-
wegen besuchen. Die Quote der jungen Einwanderer der ersten
Generation ist niedriger und beträgt 75 % (Abbildung 5).

Für junge Menschen, die die Sekundarstufe II nicht besuchen
oder vorzeitig verlassen, ist das Risiko, arbeitslos zu werden,
größer. Der Anteil der 18- bis 24-Jährigen, die keine weiterfüh-

Abbildung 4: Altersgruppe der 16- bis 24-Jährigen, aufgeschlüsselt nach Alter und Art der 

besuchten Bildungseinrichtung, Oktober 2003; Stichtag für die Altersangabe: 31. Dezember 2003
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Abbildung 5: Junge Einwanderer (16 bis 18 Jahre) in der Sekundarstufe II, 

Oktober 2003; Stichtag für die Altersangabe: 31. Dezember 2003
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renden Bildungs- oder Ausbildungseinrichtungen besuchen und
einen Abschluss der Sekundarstufe I oder weniger vorweisen
können, lag 2001 bei etwa 5 %, 2002 und 2003 bei fast 8 %
und 2004 bei 6 %. Männer sind in dieser Gruppe überrepräsen-
tiert (um 10 % in den Jahren 2002 und 2003). Die entsprechen-
de Arbeitslosenquote dieser Gruppe lag 2001 bei 15 %
(2002-2004 bei 13 %). Die der Männer lag über der der Frauen.

Um dem vorzeitigen Verlassen der Sekundarstufe II entgegen-
zuwirken, wurde ein Nachfolgeservice eingerichtet, der die
Jugendlichen dabei unterstützen soll, eine passende Schul-
form, Ausbildung oder Arbeitsstelle zu finden.

2.2 Arbeitsmarkt- und 

Beschäftigungspolitik 

Umfassende Arbeitsmarktmaßnahmen speziell für junge Men-
schen und Einwanderer sollen diese bei der Arbeitsaufnahme
unterstützen. Etwa ein Drittel der Teilnehmer an aktiven
Arbeitsmarktmaßnahmen sind 24 Jahre oder jünger. Zu den
Maßnahmen gehören Einstiegsleistungen sowie ein zielgerich-
tetes Einführungsprogramm für Einwanderer und Flüchtlinge,
um ihnen die Integration in den Arbeitsmarkt und in die nor-
wegische Gesellschaft zu erleichtern. 11 % der Behinderten,
die als arbeitsuchend gemeldet sind, sind junge Menschen.

3 Mögliche
problematische 
Aspekte der
Jugendbeschäftigung
Etwa 95 % der 16- bis 18-Jährigen, die eine Teilzeitarbeit
verrichten, geben den Besuch einer Bildungseinrichtung

als Hauptbeschäftigung an. Unter den 19- bis 24-Jährigen
liegt die entsprechende Quote bei 65 %. Ein beständiges,
wenn auch nicht sehr verbreitetes Problem ist die Teilzeit-
arbeit junger Arbeitnehmer, deren Hauptaktivität die
Erwerbstätigkeit ist. 2001 waren 2,7 % der jungen Arbeit-
nehmer davon betroffen, und bis 2004 stieg der Anteil auf
3,8 %.

Die vorherige Regierung machte den Vorschlag, unfreiwilli-
ge Teilzeitarbeit dadurch zu verringern, dass freie Stellen
mit höherer Stundenzahl vorrangig mit Teilzeitarbeitneh-
mern besetzt werden. Das neue Regierungsbündnis, das
seit den Wahlen im September 2005 an der Macht ist, wird
diese Änderung im überarbeiteten Arbeitsgesetz beibehal-
ten.

Zwischen 2001 und 2004 waren von den 30 % junger Arbeit-
nehmer mit befristetem Vertrag 27-31 % als Aushilfskräfte ein-
gestellt, und 15-18 % waren Lehrlinge oder Praktikanten
(Empfänger von Stipendien eingeschlossen). Etwa 30 % der
Aushilfskräfte hätten gerne einen festen Vertrag, was nicht
möglich ist, wenn die Arbeitskraft, die sie ersetzen, wieder
zurückkehrt.

Nach Ablauf eines Jahres haben 42 % der jungen Menschen
mit befristetem Vertrag einen festen Vertrag. Die vorherige
Regierung schlug vor, die Einschränkungen bei befristeten
Verträgen zu lockern und dadurch die Beschäftigungsmög-
lichkeiten für Menschen mit wenig Arbeitserfahrung sowie
für Einwanderer und Behinderte zu verbessern. Die neue
Regierung will dem nicht zustimmen. Die generelle Erlaub-
nis, befristete Verträge zu vergeben, wird zurückgezogen,
aber der stärkere Beschäftigungsschutz für Teilzeitarbeits-
verhältnisse bleibt bestehen. Arbeitnehmer mit befristetem
Vertrag erhalten nach einer bestimmten Frist das Anrecht
auf einen festen Vertrag. Arbeitnehmer mit einem projektbe-
zogenen Vertrag genießen in Zukunft den gleichen Kündi-
gungsschutz wie Arbeitnehmer mit normalem unbefristetem
Vertrag.
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